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In establishments with a works council and 200 and more employees, the Works Council Act
requires the paid leave of absence of one works councillor, subjected to collective bargaining
and works agreements. This paper analyses the de-facto distribution of this legal provision and
shows that the paid leave of absence do not sharply increases at the legal threshold of 200
employees. Instead of a step function, we observe a continuous increase of the probability
of paid leave of absence with the number of employees. In particular, a lot of establishments
have a works councillor in paid leave of absence before the legal threshold and a lot of estab-
lishments have no-one far behind the threshold. Contrary, the probability of paid leave of ab-
sence for one works councillor sharply increases at the legal threshold for establishments with
bad relations between management and works council.
1. Einleitung
Schwellenwerte, also Gesetze und Regelungen, die ab einer bestimmten Anzahl von Mit-
arbeitern in einem Betrieb Anwendung finden, spielen im deutschen Arbeitsrecht eine
bedeutende Rolle (Koller et al. 2007). Diese Schwellenwerte werden oft kritisch disku-
tiert, da an diesen Schwellen vielfach Aufwand und Kosten fu¨r die Betriebe deutlich stei-
gen. Kritiker argumentieren nun, dass Betriebe, allein um diese Kosten zu vermeiden,
Ausweichstrategien nutzen und beispielsweise ihre Bescha¨ftigtenzahl nicht ausweiten,
was gesamtwirtschaftlich jedoch nicht erwu¨nscht sein kann. Ein Beispiel fu¨r einen sol-
chen kontrovers diskutierten gesetzlichen Schwellenwert ist die Freistellungsschwelle im
* Wir danken Martin Behrens, Stephan Veen, Joachim Wagner und den drei anonymen Gutachtern
fu¨r hilfreiche Kommentare und dem IfM Bonn (und hier besonders Rosemarie Kay und Nadine
Schlo¨mer) fu¨r die Bereitstellung der Daten.
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Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG), die vollumfa¨ngliche Freistellung eines Betriebsrats-
mitgliedes in Betrieben ab 200Mitarbeitern (Schnabel/Wagner 2001, Koller et al. 2008).
Studien u¨ber Bescha¨ftigungseffekte an dieser Grenze gehen, da entsprechende Daten
u¨ber die tatsa¨chliche Verteilung nicht verfu¨gbar waren, von einem Sprung in der Ver-
teilung der Freistellung von Null auf eine vollumfa¨ngliche Verbreitung an der Frei-
stellungsschwelle aus (bspw. Koller et al. 2008). Auf Grundlage eines einzigartigen
Datensatzes zeigen wir in diesem Beitrag, dass die vollumfa¨ngliche Freistellung eines
Mitgliedes des Betriebsrates an der gesetzlichen Freistellungsschwelle nicht sprunghaft
ansteigt (vgl. Abbildung 1).1 Stattdessen beobachten wir bereits in 17 Prozent der Be-
triebe zwischen 150 und 199 Mitarbeitern ein vollsta¨ndig freigestelltes Betriebsratsmit-
glied, wa¨hrend in ca. 30 Prozent aller Betriebe zwischen 300 und 399 Mitarbeitern, und
damit weit u¨ber der gesetzlichen Freistellungsschwelle, noch immer kein Betriebsratsmit-
glied vollsta¨ndig freigestellt ist. Auch eine multivariate Analyse kann keinen Sprung an
der Freistellungsschwelle identifizieren. Damit demonstriert dieser Beitrag, dass empiri-
sche Untersuchungen der Wirkung dieses gesetzlichen Schwellenwertes auf die tatsa¨ch-
liche Verteilung und nicht die gesetzliche Regelung konditionieren sollten.
Ausgehend von dieser Verteilung untersuchen wir die Determinanten der vollsta¨ndigen
Freistellung. Dabei ko¨nnen wir zeigen, dass die gesetzliche Schwelle dann einen signifi-
kanten Einfluss auf die Freistellungspraxis hat, wenn das Verha¨ltnis zwischen Betriebsrat
und Gescha¨ftsfu¨hrung gesto¨rt ist. Damit scheinen Betriebe im Einvernehmen mit dem
1 Abbildung 1 zeigt die gescha¨tzten Werte auf Grundlage einer lokal gewichteten OLS Scha¨tzung
ohne Kovariate (vgl. auch Fußnote 8). Die Scha¨tzung ist gegla¨ttet. Eine analoge Ha¨ufigkeitsvertei-
lung ist in Abbildung 2 dargestellt.
Abbildung 1 Wahrscheinlichkeit der vollsta¨ndigen Freistellung eines
Betriebsratsmitgliedes nach Anzahl der Mitarbeiter.
Hinweis: Betriebe mit Betriebsrat (N=257), vergleiche Fußnote 8 fu¨r eine Erkla¨rung
der Scha¨tztechnik. Quelle: eigene Berechnung auf Grundlage der IfM Bonn Be-
triebsratsbefragung 2005.
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Betriebsrat, die Freistellung genau dann einzufu¨hren, wenn sie den betrieblichen Inter-
essen nicht entgegensteht. Allerdings zeigt das Gesetz genau dann Wirkung, wenn das
innerbetriebliche Verha¨ltnis zwischen Betriebsrat und Gescha¨ftsfu¨hrung gesto¨rt ist.
Somit zeigen unsere Ergebnisse, dass die Ausgestaltung der innerbetrieblichen Arbeits-
beziehungen in Betrieben mit Betriebsrat sehr unterschiedlich ist und empirische Unter-
suchungen u¨ber Wirkungen von Betriebsra¨ten daher versuchen sollten, diese Heteroge-
nita¨t abzubilden (Addison et al. 2004, Zwick 2004, FitzRoy/ Kraft 2005, Jirjahn/ Smith
2006, Wagner et al. 2006).
Im Folgenden werden wir im zweiten Kapitel die gesetzlichen Regelungen zur Freistel-
lung eines Betriebsratsmitgliedes, die Kosten und den Nutzen der Freistellung und deren
Einflussfaktoren diskutieren. Im dritten Kapitel beschreiben wir Daten und Variablen.
Nach der Pra¨sentation deskriptiver Befunde zur Verteilung der Freistellung im vierten
Kapitel, scha¨tzen wir im fu¨nften die Determinanten der Freistellung. Das letzte Kapitel
fasst zusammen.
2. Gesetzlicher und theoretischer Hintergrund
Gesetzliche Regelungen: Nach dem Betriebsverfassungsgesetz fu¨hren die Mitglieder des
Betriebsrates ihr Amt unentgeltlich und als Ehrenamt (§ 37 I BetrVG). Allerdings hat der
Arbeitgeber die Mitglieder des Betriebsrates unter Fortzahlung der Bezu¨ge von der
beruflichen Ta¨tigkeit zu befreien, „…wenn und soweit es nach Umfang und Art des Be-
triebes zur ordnungsgema¨ßen Durchfu¨hrung ihrer Aufgaben erforderlich ist‘‘ (§ 37 II 1
2.HS BetrVG). Paragraph 38 I BetrVG konkretisiert, dass in Betrieben zwischen 200 und
499 Bescha¨ftigten mindestens ein Mitglied des Betriebsrates vollsta¨ndig freizustellen ist
(gesetzliche Freistellungsschwelle). Die Anzahl der freizustellenden Betriebsratsmitglie-
der steigt danach mit der Betriebsgro¨ße an.2 Allerdings erlauben die folgenden Sa¨tze des
§ 38 I BetrVG explizit Teilfreistellungen und abweichende Regelungen u¨ber die Freistel-
lung auf Grundlage von Tarifvertra¨gen und Betriebsvereinbarungen. Die tatsa¨chliche
Verteilung der Freistellung ist daher empirisch zu untersuchen.
Theoretischer Hintergrund. Wir diskutieren zuna¨chst Nutzen und Kosten fu¨r Betriebe
durch die Freistellung eines Betriebsratsmitgliedes, um danach die Determinanten der
Freistellung herauszuarbeiten.
Soweit davon auszugehen ist, dass Betriebsra¨te positive Auswirkungen in Betrieben aus-
u¨ben, kann die Freistellung eines Betriebsrates solche positiven Effekte versta¨rken, da
sich der nun freigestellte Betriebsrat sta¨rker auf die Betriebsratsarbeit spezialisieren
kann. Dadurch kann sich der freigestellte Betriebsrat einerseits intensiver mit den not-
wendigen Informationen auseinandersetzen und andererseits Mitwirkungs- und Mitbe-
stimmungsrechte gru¨ndlicher ausfu¨hren. Damit kann eine verbesserte innerbetriebliche
Kooperation und Kommunikation, sowohl der Informationsfluss von den Arbeitneh-
mern zum Management als auch umgekehrt vom Management zu den Arbeitnehmern,
erreicht werden. Dadurch ko¨nnen Entscheidungen der Gescha¨ftsfu¨hrung sta¨rker legiti-
miert, Produktions- und Gescha¨ftsprozesse verbessert und die Motivation der Mitarbei-
ter erho¨ht werden. Dies fu¨hrt zu ho¨herer Produktivita¨t und weniger Ku¨ndigungen seitens
der Arbeitnehmer. Der Nutzen der Betriebsra¨te gru¨ndet dabei vor allem auf den gesetz-
lichen Informations- und Mitbestimmungsrechten, wodurch die Informationen der Ge-
2 Im Rahmen der Gesetzesnovelle des Betriebsverfassungsgesetzes von 2001 ist die Schwelle der voll-
sta¨ndigen Freistellung eines Betriebsratsmitgliedes von 300 auf 200 Bescha¨ftigte gesunken.
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scha¨ftsfu¨hrung durch den Betriebsrat glaubwu¨rdiger und die Interessen der Belegschaft
besser artikuliert werden ko¨nnen (Smith 1991, Freeman/Lazear 1995, Kaufman/Levine
2000).
Auf der anderen Seite ko¨nnen Betriebsra¨te auch negative Effekte haben, die wiederum
durch eine Freistellung versta¨rkt wu¨rden. Die intensivere Auseinandersetzung des Be-
triebsrates mit den Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechten kann zu einer sta¨rkeren
Verhandlungsmacht der Arbeitnehmer und damit ho¨heren indirekten Kosten fu¨r den Be-
trieb fu¨hren. Der Betriebsrat kann beispielsweise geneigt sein, den „Renten‘‘-Anteil der
Arbeitnehmer zu erho¨hen, indem er mitbestimmungspflichtige Entscheidungen verzo¨gert
und den Arbeitgeber dadurch zu Konzessionen in anderen Bereichen bewegt. Daru¨ber
hinaus muss der Betrieb die direkten Kosten fu¨r die Freistellung tragen. Diese Kosten
steigen sprunghaft an, da der Lohn vollumfa¨nglich fortgezahlt und Arbeitsplatz und Ar-
beitsmittel zur Verfu¨gung gestellt werden mu¨ssen. Die Kosten durch die vollsta¨ndige
Freistellung eines Betriebsratsmitgliedes an der Freistellungsgrenze von 200 Bescha¨ftig-
ten wurden von Schnabel und Wagner (2001) auf 0,5 Prozent der betrieblichen Lohn-
summe taxiert. Friedrich und Ha¨gele (1997) berechneten einen durchschnittlichen An-
stieg der Betriebsratskosten von DM 98.000 auf DM 148.000 Euro im Jahr.3
Werden Kosten und Nutzen gegenu¨bergestellt, so ist die Freistellung eines Betriebsrats-
mitgliedes bereits unterhalb der gesetzlichen Schwelle vorstellbar, falls der Nutzen in
einem Betrieb die Kosten durch die Freistellung u¨bersteigt. Wenn andererseits die Kosten
durch die Freistellung deutlich sta¨rker steigen als der Nutzen, so kann die Gescha¨ftsfu¨h-
rung versuchen, die Freistellung zu verhindern. Somit kann es fu¨r einen Betrieb lohnend
sein, die Bescha¨ftigung nicht u¨ber den Schwellenwert von 200 Bescha¨ftigten auszuweiten
und die Freistellungsgrenze ko¨nnte so zu einer Bescha¨ftigungsbremse werden (Koller
et al. 2008). Falls trotz ho¨herer Kosten eine Freistellung erfolgt, da verteilungsfa¨hige
Gewinne oder „Renten‘‘ im Betrieb existieren, fu¨hrt die Freistellung zu einer „Renten‘‘-
umverteilung. Grundsa¨tzlich kann die Gescha¨ftsfu¨hrung den Betriebsrat aber auch da-
von u¨berzeugen, zum Wohle des Betriebes auf die Freistellung zu verzichten. Dann wu¨r-
den wir auch jenseits der gesetzlichen Schwelle keine Freistellung beobachten.
Bei der Gegenu¨berstellung von Kosten und Nutzen der Freistellung mu¨ssen jedoch zwei
weitere Faktoren beru¨cksichtigt werden. Einerseits kann unterstellt werden, dass die
Kosten durch die Freistellung relativ einfach, der Nutzen aber deutlich schwerer abzu-
scha¨tzen ist. Dann wird die tatsa¨chliche Entscheidung der Freistellung von den subjek-
tiven Erwartungen beider Akteure u¨ber die relativen „Renten‘‘verschiebungen durch die
Freistellung abha¨ngig sein. Insbesondere kann, analog zur Gru¨ndung von Betriebsra¨ten,
vermutet werden, dass Manager a¨ußerst ungern weitere Entscheidungskompetenz mit
dem Betriebsrat teilen mo¨chten, wie bei einer Freistellung erwartet werden kann, und
deswegen der Ausweitung der Rechte des Betriebsrates ablehnend gegenu¨berstehen (Jir-
jahn 2009).
Andererseits kann die beobachtete Freistellung auch Teil einer innerbetrieblichen Ver-
handlungslo¨sung sein. So kann ein Betriebsrat beispielsweise anbieten, auf die Freistel-
lung zu verzichten, wenn die Gescha¨ftsfu¨hrung den Arbeitnehmern dafu¨r Zugesta¨ndnisse
in mitbestimmungsfreien Bereichen macht. Genauso kann ein Betriebsrat bereits vor der
gesetzlichen Schwelle eine vollumfa¨ngliche Freistellung als Gegenleistung fu¨r die Zu-
stimmung zu einer mitbestimmungspflichtigen Maßnahme aushandeln. In beiden Fa¨llen
3 Die zweite Studie bezieht sich auf die Freistellungsgrenze von 300 Mitarbeitern vor der Gesetzes-
novelle 2001und entspricht einem Anstieg von rund 50.000 Euro auf rund 76.000 Euro.
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ko¨nnte die Freistellung sowohl bereits vor als auch nach der gesetzlichen Schwelle be-
obachtet werden.
Sowohl die subjektiven Erwartungen der Gescha¨ftsfu¨hrung und des Betriebsrates u¨ber
relative „Renten‘‘verschiebungen, als auch eine mo¨gliche Verhandlungslo¨sung sind vom
Verha¨ltnis zwischen Betriebsrat und Gescha¨ftsfu¨hrung abha¨ngig. Ein schlechtes Verha¨lt-
nis kann sowohl in einem adversen Verhalten des Betriebsrates (Kotthoff 1981, Dilger
2006) als auch in einer negativen Einstellung der Gescha¨ftsfu¨hrung begru¨ndet sein.4 In
diesemZusammenhang wird die „managerial response to workers’ voice‘‘ vielfach als die
maßgebliche Variable gesehen, welche die Wirkung der Mitbestimmung bestimmt (Free-
man/Lazear 1995, Addison 2009). Bei einem schlechten betrieblichen Arbeitsverha¨ltnis
sollten die produktivita¨tssteigernden Effekte des Betriebsrates in der Regel geringer sein
und damit auch der Nutzen aus der Freistellung eines Betriebsratsmitgliedes. Ein schlech-
tes Verha¨ltnis deutet auf ein hohes Konfliktpotential hin und beide Verhandlungspartner
du¨rften sich eher mo¨glichst eng am Gesetz orientieren.
Daher sollten in Betrieben mit schlechten innerbetrieblichen Beziehungen vor der Frei-
stellungsgrenze weniger freigestellte Betriebsra¨te beobachtet werden, an der Freistel-
lungsgrenze ist hingegen zu vermuten, dass der Betriebsrat versta¨rkt sein Recht auf Frei-
stellung durchsetzt. Sind die Arbeitsbeziehungen hingegen eher kooperativ, sollte der
Nutzen der Freistellung tendenziell ho¨her eingescha¨tzt werden und außerdem mehr
alternative Verhandlungslo¨sungen bestehen. Daher sollten wir in diesen Betrieben ins-
gesamt sowohl eher vollsta¨ndig freigestellte Betriebsra¨te vor der Freistellungsschwelle,
als auch nicht freigestellte Betriebsra¨te nach der Schwelle beobachten. Die Freistellungs-
schwelle selber sollte in dem Fall einen geringeren Einfluss auf die Freistellungswahr-
scheinlichkeit haben als in Betrieben mit konfliktreichen Beziehungen.
Der stetige Anstieg der Wahrscheinlichkeit einer Freistellung u¨ber die Betriebsgro¨ße
kann also ein Hinweis darauf sein, dass Gescha¨ftsfu¨hrung und Betriebsrat kooperativ
zusammenarbeiten und die Freistellung je nach betrieblichen Erfordernissen festlegen
bzw. verhandeln, so dass die gesetzliche Schwelle allenfalls eine moderierende Wirkung
als Ru¨ckfallposition der Arbeitnehmer darstellt. Im Gegensatz dazu erwarten wir bei
einem schlechten Verha¨ltnis zwischen Betriebsrat und Gescha¨ftsfu¨hrung einen sprung-
haften Anstieg der Freistellungswahrscheinlichkeit an der gesetzlichen Freistellungs-
schwelle, da der Betriebsrat genau dann seinen Freistellungsanspruch durchsetzen kann.
3. Daten und Variablen
Daten. Wir nutzen die Betriebsratsbefragung des Institutes fu¨r Mittelstandsforschung
Bonn. Der Datensatz basiert auf einem Fragebogen der Ende 2005 an die Gescha¨ftsfu¨hrer
von mittelsta¨ndischen Unternehmen mit 20 und 499 Mitarbeitern versandt wurde. Die
Stichprobe wurde nach Anzahl der Mitarbeiter und Branche geschichtet gezogen und
umfasst 902 Beobachtungen (Ru¨cklaufquote 6.6 Prozent). Die Struktur der erfassten Be-
triebe entspricht dem IAB Betriebspanel (vgl. Schlo¨mer et al. 2007). Der Datensatz zeich-
net sich durch detaillierte Angaben zur Mitbestimmung aus und entha¨lt insbesondere
Fragen zur Anzahl teilweise und vollsta¨ndig freigestellter Betriebsratsmitglieder und
4 In einem a¨hnlichen Zusammenhang diskutiert Jirjahn (2003), dass eine Gewinnbeteiligung der Ge-
scha¨ftsfu¨hrung kooperative innerbetriebliche Beziehungen scha¨digen kann, da Gescha¨ftsfu¨hrer
dann eher geneigt sind, ihren Rentenanteil auf Kosten der Arbeitnehmer zu steigern.
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zum Verha¨ltnis zwischen Betriebsrat und Gescha¨ftsfu¨hrung neben anderen Betriebscha-
rakteristiken.
Wir grenzen den Datensatz auf Betriebe mit Betriebsrat ein und erhalten ein Scha¨tz-
sample von 257 Betrieben. Durch diese notwendige Einschra¨nkung, betrachten wir
natu¨rlich insbesondere Betriebe mit tendenziell formalisierten Arbeitsbeziehungen.
Freistellung. Wir nutzen eine Dummyvariable aus der direkten Gescha¨ftsfu¨hrerbefra-
gung, ob mindestens ein Mitglied des Betriebsrates vollsta¨ndig freigestellt ist, als abha¨n-
gige Variable.5 Um auch die Mo¨glichkeit einer teilweisen Freistellung abzubilden, be-
schreibt eine Dummyvariable, ob mindestens ein Betriebsrat teilweise und eine weitere
ob mindestens ein Betriebsrat teilweise oder vollsta¨ndig freigestellt ist.6 Bei den teilwei-
sen Freistellungen ist allerdings nicht klar, ob das Betriebsratsmitglied beispielsweise eine
oder 30 Stunden freigestellt ist.
Betriebsgro¨ße. Die Betriebsgro¨ße ist die zentrale Determinante der Freistellung, da die
gesetzlichenMitbestimmungsrechte und die Anforderungen an die Betriebsratsarbeit mit
der Betriebsgro¨ße steigen. Dabei ist eine steigende Anzahl von Bescha¨ftigten auch ein
Proxy fu¨r eine komplexere Organisationsstruktur, in welcher der Nutzen der Betriebs-
ratsarbeit steigt. Neben einem linearen Betriebsgro¨ßeneffekt werden wir untersuchen, ob
sich an der Freistellungsschwelle ein Sprung in der Freistellungswahrscheinlichkeit nach-
weisen la¨sst.
Innerbetriebliche Beziehungen. Das innerbetriebliche Verha¨ltnis zwischen Betriebsrat
und Gescha¨ftsfu¨hrung sollte eine entscheidende Rolle spielen, inwieweit ein Betriebsrat
an der gesetzlichen Freistellungsgrenze bereit ist, sein Recht auf Freistellung durchzuset-
zen. Die Gescha¨ftsfu¨hrer gaben die Beziehung zum Betriebsrat in einer fu¨nfstufigen Skala
an. Daraus wurde eine Dummyvariable gebildet, in welcher die beiden negativen Ant-
wortkategorien die Auspra¨gung Eins ergeben.7
Weitere Kontrollvariablen. Wir kontrollieren fu¨r eine Vielzahl weiterer Variablen, wel-
chen einen Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit eines Betriebsrates (Addison et al. 1997,
Jirjahn 2003, Kraft/Lang 2008) und die Einstellung des Managements zur betrieblichen
Mitbestimmung (Jirjahn/Smith 2006) haben. Die Wahrscheinlichkeit eines Betriebsrates
steigt bei einem gro¨ßeren Anteil von Facharbeiter, wa¨hrend sie mit einem ho¨heren Anteil
an Teilzeitarbeitern und Hochqualifizierten sinkt. Analog haben eigentu¨mergefu¨hrte Be-
triebe eine geringere Wahrscheinlichkeit eines Betriebsrats und tarifgebundene Betriebe
und Betriebe des verarbeitenden Gewerbes eine ho¨here. Man kann nun argumentieren,
dass beispielsweise Betriebe in Branchen die eine ho¨here Wahrscheinlichkeit haben das
gesetzliche Recht der Betriebsratsgru¨ndung durchzusetzen, auch eher dazu neigen die
Freistellung eines Betriebsratsmitgliedes durchzusetzen. Andererseits ko¨nnen beispiels-
weise nur diejenigen Dienstleistungsbetriebe einen Betriebsrat eingefu¨hrt haben, die
nun auch eher bereit sind, dessen Rechte vollumfa¨nglich durchzusetzen. Somit ist die
Wirkung dieser Kontrollvariablen theoretisch nicht eindeutig.
5 Dabei gaben sechs u¨berwiegend gro¨ßere Betriebe an, zwei Mitglieder des Betriebsrates vollsta¨ndig
freizustellen.
6 Nur wenige Betriebe stellen mehr als einen Betriebsrat frei. Daher werden im Anhang alternative
Quotenscha¨tzungen gezeigt (vgl. Abschnitt 4).
7 Dabei gaben nur zwei Gescha¨ftsfu¨hrer sehr schlechte Beziehungen an.
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4. Deskriptive Befunde
Zuna¨chst diskutieren wir ausfu¨hrlich die deskriptiven Statistiken zur Verteilung der voll-
sta¨ndigen und teilweisen Freistellung in Betrieben mit Betriebsrat zwischen 20 und 499
Mitarbeitern, da solche Daten im deutschsprachigen Raum bisher in dieser Form nicht
verfu¨gbar sind.
Betriebsgro¨ße der Freistellung. Abbildung 2 zeigt die Ha¨ufigkeitsverteilung der vollsta¨n-
digen und teilweisen Freistellung eines Betriebsratsmitgliedes in Betrieben mit 20 bis 499
Bescha¨ftigten. Die vollsta¨ndige Freistellung (heller Balken) wird bereits in 5 Prozent der
Betriebe mit 100-149Mitarbeitern beobachtet und somit weit unterhalb der gesetzlichen
Freistellungsgrenze. In Betrieben zwischen 150 und 199 Bescha¨ftigten steigt dieser Anteil
auf 17 Prozent. Damit stellt bereits ein beachtlicher Anteil der Betriebe unterhalb der
gesetzlichen Freistellungsgrenze ein Betriebsratsmitglied vollsta¨ndig frei. Direkt u¨ber
der Freistellungsgrenze, also in Betrieben mit 200-249 Bescha¨ftigten, stellen „nur‘‘ 27
Prozent der Betriebe einen Betriebsrat frei. Der deskriptive Anstieg zwischen beiden Be-
triebsgro¨ßenklassen am gesetzlichen Schwellenwert betra¨gt also nur 10 Prozentpunkte.
In mehr als zwei Dritteln aller Betriebe zwischen 200 und 249 Bescha¨ftigten beobachten
wir keine Freistellung. Die vollsta¨ndige Freistellung steigt dann mit der Betriebsgro¨ße
zwar weiter an, allerdings wird auch in rund 23 Prozent aller Betriebe zwischen 300
und 499 Mitarbeitern kein vollsta¨ndig freigestellter Betriebsrat beobachtet.
Ein a¨hnliches Bild der Verteilung der vollsta¨ndigen Freistellung eines Betriebsratsmitglie-
des ergibt der Plot eines unbedingten lokal gewichteten OLS Scha¨tzers (Abbildung 3).8
Abbildung 3 besta¨tigt erstens, dass die Nichtexistenz eines erheblichen Sprunges der
Freistellungswahrscheinlichkeit an der gesetzlichen Freistellungsschwelle nicht auf einer
willku¨rlichen Klasseneinteilung der Ha¨ufigkeitsverteilung in Abbildung 2 beruht. Abbil-
dung 3 zeigt jedoch auch, dass beispielsweise beim U¨bergang von 150 auf 250 Mitarbei-
ter die Freistellungswahrscheinlichkeit um knapp 30 Prozentpunkte steigt. Zweitens,
stellt eine substantielle Anzahl von Betrieben ein Betriebratsmitglied bereits weit unter-
halb der Freistellungsgrenze frei, und gleichzeitig gibt es auch eine nicht zu vernachla¨ssi-
gende Zahl an Betrieben mit 400-499 Bescha¨ftigten die kein Betriebsratsmitglied frei-
stellen. Ein betra¨chtlicher Teil der Betriebsra¨te verzichtet also auf sein Recht der bezahl-
ten Freistellung. Damit haben wir auf beiden Seiten der Freistellungsgrenze unerwartete
Ergebnisse.
Das Betriebsverfassungsgesetz erlaubt explizit Teilfreistellungen. Deswegen stellen Ab-
bildung 2 und 3 zusa¨tzlich die Verteilungen der teilweisen Freistellung (mitteldunkler
Balken bzw. gepunktete Linie) und ob ein Betriebsratsmitglied teilweise oder vollsta¨ndig
freigestellt wird dar (dunkler Balken bzw. durchgezogene Linie). Beide Verteilungen be-
sta¨tigen die deskriptiven Befunde der vollsta¨ndigen Freistellung und zeigen keinen
Sprung an der gesetzlichen Freistellungsschwelle. Im Detail zeigen die Abbildungen 2
und 3, dass in kleinen Betrieben unter 100 Mitarbeitern die teilweise Freistellung in
knapp 8 Prozent der Betriebe beobachtet wird. Auch in ca. 25 Prozent der gro¨ßeren Be-
triebe wird ein Betriebsratsmitglied teilweise freigestellt, wa¨hrend noch 10 Prozent der
8 Eine lokal gewichtete OLS Scha¨tzung berechnet fu¨r jede der k Beobachtungen einer Stichprobe
einen gescha¨tzten Wert auf Grundlage einer gewichteten OLS Scha¨tzung. Das Gewicht aller Beob-
achtungen i (i 6¼k; i=1..N) sinkt je weiter es von k entfernt liegt (Cleveland 1979). Die gescha¨tzten
Werte werden dann gegen die Betriebsgro¨ße geplottet. Fu¨r die dargestellten Plots wurden keine wei-
teren Kovariate aufgenommen und eine Standard Bandbreite von 0,8 gewa¨hlt. Bei einer Verdopp-
lung und Halbierung der Bandbreite bleiben die Plots robust.
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Abbildung 2 Ha¨ufigkeitsverteilung der Freistellung, vollsta¨ndigen,
bzw. teilweisen Freistellung eines Betriebsratsmitgliedes nach Be-
triebsgro¨ßenklassen.
Hinweis: Betriebe mit Betriebsrat, (N=257).Quelle: eigene Berechnung auf Grund-
lage der IfM Bonn Betriebsratsbefragung 2005.
Abbildung 3 Wahrscheinlichkeit der Freistellung, teilweisen und
vollsta¨ndige Freistellung eines Betriebsratsmitgliedes nach Betriebs-
gro¨ße (unbedingte lokal gewichtete OLS Scha¨tzung).
Hinweis: Betriebe mit Betriebsrat, N=257, vergleiche Fußnote 8 fu¨r eine Erkla¨rung
der Scha¨tztechnik.Quelle: eigne Berechnung auf Grundlage der IfM Bonn Betriebs-
ratsbefragung 2005.
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Betriebe mit 300-499 Mitarbeitern kein Betriebsratsmitglied teilweise oder vollsta¨ndig
freistellt. Da wir jedoch in wenigen Fa¨llen beobachten, dass ein Betriebsratsmitglied teil-
weise und eines vollsta¨ndig oder mehrere Betriebsra¨te teilweise freigestellt werden, sind
im Anhang analoge Quotenscha¨tzer abgebildet, die der Intensita¨t der Freistellung Rech-
nung tragen (vgl. Abbildung A1 und A2). Diese Scha¨tzungen und Grafiken ergeben aber
ein sehr a¨hnliches Bild, da nur wenige Betriebe mehr als einen Betriebsrat freistellen.
Beziehungen zwischen Betriebsrat und Gescha¨ftsfu¨hrung. In Abschnitt 2 wurde heraus-
gearbeitet, dass die Beziehung zwischen Betriebsrat und Gescha¨ftsfu¨hrung maßgeblich
bestimmt, inwieweit ein Betriebsrat gewillt und bereit ist, sein gesetzliches Recht auf
Freistellung durchzusetzen. Tabelle 1 zeigt die deskriptive Verteilung des Verha¨ltnisses
zwischen Gescha¨ftsfu¨hrung und Betriebsrat, abha¨ngig von der vollsta¨ndigen Freistel-
lung, verschiedenen Branchen und Betriebsgro¨ßenklassen.
Die deskriptive Verteilung zeigt, dass in rund 10,5 Prozent aller Betriebe mit 20-499Mit-
arbeitern ein schlechtes Verha¨ltnis zwischen Betriebsrat und Gescha¨ftsfu¨hrung vor-
herrscht.9 Wa¨hrend Betriebe mit und ohne ein vollsta¨ndig freigestelltes Betriebsrats-
mitglied eine a¨hnliche Ha¨ufigkeit eines schlechten Verha¨ltnisses haben, streut dieser
Durchschnitt jedoch u¨ber die Betriebsgro¨ßenklassen. In Betrieben mit Betriebsrat unter
100Mitarbeitern gaben 7,8 Prozent der Gescha¨ftsfu¨hrer schlechte Beziehungen an, wa¨h-
rend es in Betrieben zwischen 300 und 499Mitarbeitern fast doppelt so viele waren. Dies
ko¨nnte mit den steigenden Rechten der Betriebsra¨te in gro¨ßeren Betrieben, wie beispiels-
weise der vollsta¨ndigen Freistellung, begru¨ndet werden. Weiterfu¨hrende Rechte des
Betriebsrates ko¨nnen zu vermehrten Konflikten fu¨hren, da die Entscheidungskompetenz
der Gescha¨ftsfu¨hrung sta¨rker eingeschra¨nkt und die Kosten der Betriebsratsarbeit ho¨her
Tabelle 1 Deskriptive Statistik der Beziehung des Betriebsrates zu Gescha¨ftsfu¨hrung nach












5100 Mitarbeiter 0.,078 77
100-199 Mitarbeiter 0.,114 70
200-299 Mitarbeiter 0.,097 62
300-499 Mitarbeiter 0.,146 48
Verarbeitendes Gewerbe 0.,100 90
Baugewerbe 0.,105 19
Handel und Verkehr 0.,136 44
Dienstleistungen 0.,096 104
Quelle: eigene Berechnungen auf Grundlage der IfM Bonn Betriebsratsbefragung 2005.
9 Dieser Anteil deckt sich mit den deskriptiven Befunden von Jirjahn/Smith (2006) die in 14 Prozent
der Betriebe aller Gro¨ßenklassen des verarbeitenden Gewerbes in Niedersachsen schlechte Bezie-
hungen zwischen Betriebsrat und Management fanden. Im der Betriebsrattypologie basierend
auf dem NIFA Panel charakterisierte Dilger (2002) 9 Prozent der Betriebsra¨te als ausgeschlossen
und 3,9 Prozent als antagonistisch.
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werden. Im Gegensatz zu den Betriebsgro¨ßenklassen finden sich keine gro¨ßeren Unter-
schiede zwischen Branchen hinsichtlich des Verha¨ltnisses zwischen Betriebsrat und
Gescha¨ftsfu¨hrung. Inwieweit diese Unterschiede jedoch die Freistellungswahrscheinlich-
keit eines Betriebsratsmitgliedes determinieren, werden wir im na¨chsten Abschnitt unter-
suchen.
5. Scha¨tzungen
In Tabelle 2 sind die Determinanten der Freistellung eines Betriebsratsmitgliedes auf
Grundlage eines Probitmodells dargestellt.10 An der gesetzlichen Freistellungsschwelle
von 200 Mitarbeitern ist analog zu den deskriptiven Befunden keine Sprungfunktion
feststellbar, auch wenn wir das Scha¨tzsample um die Freistellungsgrenze herum eingren-
zen (Spalte 3). Die Anzahl Mitarbeiter ist jedoch eine wichtige Determinante der voll-
sta¨ndigen Freistellung. Ein zusa¨tzlicher Mitarbeiter erho¨ht zwar die Freistellungswahr-
scheinlichkeit nur um 0,17 Prozent, aber eine Steigerung von bspw. 100 Mitarbeitern
erho¨ht sie dementsprechend um ca. 17 Prozent, gemessen an der durchschnittlichen Be-
triebsgro¨ße von 185 Mitarbeitern (vgl. Spalte 2).
Daneben sind die innerbetrieblichen Beziehungen zwischen Betriebsrat und Gescha¨fts-
fu¨hrung eine relevante Determinante der vollsta¨ndigen Freistellung. DieWahrscheinlich-
keit einer Freistellung bei einem schlechten Arbeitsverha¨ltnis zwischen Betriebsrat und
Gescha¨ftsfu¨hrung sinkt um 12,4 Prozent. Im Detail zeigen die deskriptiven Befunde an,
dass in Betrieben mit schlechten Beziehungen und weniger als 200 Mitarbeitern kein Be-
triebsrat vollsta¨ndig freigestellt wird. In Betrieben ab 200 Mitarbeitern hat der Betriebs-
rat aber trotz oder gerade wegen eines schlechten innerbetrieblichen Arbeitsverha¨ltnisses
die Mo¨glichkeit gesetzlich sein Recht auf vollsta¨ndige Freistellung durchzusetzen. Die
deskriptiven Befunde zeigen dann auch entsprechend, dass in den meisten Betrieben
mit schlechten Beziehungen ab 200 Mitarbeitern ein Betriebsrat vollsta¨ndig freigestellt
ist.
Eine weitere Determinante der vollsta¨ndigen Freistellung ist die Entwicklung der Be-
scha¨ftigung in den letzten drei Jahren. Betriebe in denen die Bescha¨ftigung in den letzten
drei Jahren sank haben eine 14 Prozent ho¨here Wahrscheinlichkeit eines vollsta¨ndig frei-
gestellten Betriebsrates. Dieser Befund kann dadurch erkla¨rt werden, dass Bescha¨ftigte in
Betrieben mit sinkenden Bescha¨ftigtenzahlen ein erho¨htes Interesse an der Betriebsrats-
arbeit haben, beispielsweise am Mitspracherecht bei Entlassungen oder bei der Suche
nach bescha¨ftigungsneutralen Mo¨glichkeiten der Kostenreduktion. In diesem Sinne
ko¨nnte die Freistellung, analog zur Gru¨ndung von Betriebsra¨ten, insbesondere in wirt-
schaftlichen Notlagen nachgefragt werden (Jirjahn 2009, Mohrenweiser et al. 2009).
Die u¨brigen Kontrollvariablen sind in der Regel insignifikant, oder in ihrem marginalen
Effekt unbedeutend (wie das Alter des Betriebsrates).
Die Ergebnisse werden auch besta¨tigt, wenn wir das Scha¨tzsample auf Betriebe mit 100
bis 300Mitarbeitern einschra¨nken (Spalte 3), also genau jenen Betrieben, die gerade oder
gerade noch nicht von der gesetzlichen Freistellungsschwelle erfasst sind. Ebenso bleiben
die Ergebnisse robust, wenn wir die Betriebsgro¨ße logarithmisch modellieren (Spalte 4)
oder die Stichprobe auf Einzelunternehmen eingrenzen, in denen ein direkter Kontakt
zur Gescha¨ftsleitung wahrscheinlicher ist (Spalte 5).
10 Deskriptive Angaben zu allen in der Scha¨tzung verwendeten Variablen sind in Tabelle A1 im An-
hang.
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Darauffolgend scha¨tzen wir die Determinanten der teilweisen Freistellung (Spalte 6) und
ob eine Betrieb mindestens einen Betriebsrat teilweise oder vollsta¨ndige freistellt (Spalte
7), da die gesetzlichen Regelungen explizit teilweise Freistellungen erlauben. Auch in
diesen Regressionen la¨sst sich kein Sprung in der Freistellungswahrscheinlichkeit an
der Freistellungsschwelle nachweisen. Die Betriebsgro¨ße hat, analog zur vollsta¨ndigen
Freistellung, einen signifikant positiven Einfluss. Dagegen hat eine gesunkene Bescha¨f-
tigtenzahl in den letzten drei Jahren einen signifikant negativen Einfluss auf die teilweise
Freistellung eines Betriebsrates. Teilweise Freistellungen ko¨nnten somit in wirtschaftli-
chen Notsituationen eher wieder zuru¨ckgenommen werden als vollsta¨ndige Freistellun-
gen oder in eine solche umgewandelt werden, wenn erho¨hter Bedarf an der Betriebsrats-
arbeit besteht. Außerdem stellen Betriebe mit einem schlechten Verha¨ltnis zwischen Be-
triebsrat und Gescha¨ftsfu¨hrung ha¨ufiger einen Betriebsrat teilweise frei. Allerdings ist
auch hier in solchen Betrieben, analog zur vollsta¨ndigen Freistellung, die teilweise Frei-
stellung eines Betriebsrates erst in Betrieben ab 200 Mitarbeitern festzustellen.
Die herausgearbeiteten Effekte beruhen auf einem Vergleich zwischen Betrieben mit und
ohne ein vollsta¨ndig (oder teilweise) freigestelltes Betriebsratsmitglied. Allerdings ko¨n-
nen die Ergebnisse nicht kausal interpretiert werden, da wir keine Dritteffekte ausschlie-
ßen ko¨nnen, welche unsere Kontrollvariablen nicht einfangen. Außerdem ist nicht aus-
zuschließen, dass Manager geneigt sein ko¨nnen, Betriebe rein rechtlich vor der Grenze
von 200 Mitarbeitern zu trennen, allein um einer potentiellen Freistellung vorzubeugen.
Leider findet sich in unserem Datensatz kein geeignetes Instrument, um eine potentielle
Endogenita¨t der Betriebsgro¨ße zu pru¨fen.11 Daneben ko¨nnen wir aufgrund des Daten-
designs nicht feststellen, ob schlechte Beziehungen tatsa¨chlich zur vollsta¨ndigen Freistel-
lung fu¨hren oder ob sich das innerbetriebliche Arbeitsverha¨ltnis erst durch die vollsta¨n-
dige Freistellung verschlechtert hat. Letzteres ko¨nnte auf einer sta¨rkeren Formalisierung
der Arbeitsbeziehungen beruhen, die sich herausbilden kann, sobald ein Betriebsrat voll-
sta¨ndig freigestellt ist. Sta¨rker formalisierte Arbeitsbeziehungen ko¨nnten konfliktreicher
werden, da der Betriebsrat nun mehr Ressourcen hat, um seine Mitbestimmungsrechte
auszuu¨ben. In Rahmen dieser Argumentation fu¨hrt die Freistellung zu einer drastischen
A¨nderung der Partizipationsbeziehungen in einem Betrieb, von eher informalen zu sta¨r-
ker formalen Beziehungen, die zumindest zwischenzeitlich von einer Verschlechterung
der Arbeitsbeziehungen gepra¨gt sein kann. Andererseits kann auch gerade durch eine
Freistellung eine Verbesserung der „collective voice‘‘, insbesondere in komplexeren Or-
ganisationsstrukturen, erreicht werden.
Trotz dieser Einschra¨nkungen geben die hier vorgestellten empirischen Ergebnisse wich-
tige Einblicke sowohl in die tatsa¨chliche Verteilung der vollsta¨ndigen Freistellung eines
Betriebsratsmitgliedes, als auch in die Effektivita¨t des gesetzlichen Schwellenwertes.
6. Fazit
Gegenstand dieses Beitrages ist die Frage, wie die im BetrVG vorgesehene Freistellung
eines Betriebsratsmitgliedes tatsa¨chlich in den Betrieben umgesetzt wird. Es ist der erste
Beitrag, der die tatsa¨chliche Verteilung der Freistellung eines Betriebsratsmitgliedes auf-
grund einer einzigartigen Datenbasis untersuchen kann. Dabei stellen wir fest, dass be-
reits in Betrieben weit unterhalb der gesetzlichen Freistellungsschwelle oft ein Betriebs-
11 Jirjahn (2010) diskutiert ausfu¨hrlich die Endogenita¨t der Anzahl derMitarbeiter in Scha¨tzungen der
Effekte der Betriebsra¨te.
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ratsmitglied vollsta¨ndig freigestellt wird. Gleichzeitig stellen gro¨ßere Betriebe mit mehr
als 400 Bescha¨ftigten, in denen Betriebsra¨te bereits lange das Recht auf Freistellung ha¨t-
ten, oft dennoch kein Betriebsratsmitglied frei. Insbesondere ko¨nnen wir keinen Sprung
der Freistellung direkt an der gesetzlichen Freistellungsschwelle nachweisen.
Dieser Kernbefund der Analyse zeigt, dass Wirkungsanalysen der Freistellung auf die de-
facto Verha¨ltnisse und nicht auf de-jure Regelungen fokussiert werden sollten. Insbeson-
dere sollten popula¨re Identifikationsstrategien, die auf gesetzlichen Regelungen beruhen,
die tatsa¨chliche Umsetzung der Diskontinuita¨t pru¨fen und nicht einfach axiomatisch an-
nehmen. Ein auf die de-facto Verha¨ltnisse konditioniertes Untersuchungsdesign erlaubt
hingegen, beispielsweise Bescha¨ftigungseffekte eines gesetzlichen Schwellenwertes mit-
tels eines Regression Discontinuity oder eines Instrumental Variable Designs zu identifi-
zieren. Daneben bleibt festzuhalten, dass die nachgewiesene Verteilung der Freistellung
mit den gesetzlichen Regelungen vereinbar ist, wenn in Tarifvertra¨gen oder Betriebsver-
einbarungen abweichende Regelungen getroffen wurden.
Um diesen, auf den ersten Blick erstaunlichen Befund zu erkla¨ren, diskutieren wir das
Verha¨ltnis zwischen Betriebsrat und Gescha¨ftsfu¨hrung als mo¨glichen Einflussfaktor und
testen diesen ebenfalls basierend auf unserem Datensatz. Wir ko¨nnen zeigen, dass in Be-
trieben in denen Betriebsrat und Gescha¨ftsfu¨hrung einvernehmlich zusammen arbeiten
(wie in der Mehrzahl der Betriebe), Freistellungen kontinuierlich mit der Betriebsgro¨ße
ansteigen. Wenn aber das Verha¨ltnis zwischen Betriebsrat und Gescha¨ftsfu¨hrung – aus
welchen Gru¨nden auch immer – schlecht ist, hat der Betrieb kein Interesse, freiwillig
einen Betriebsrat vollsta¨ndig freizustellen. In solchen Betrieben kann der Betriebsrat
sein Freistellungsrecht jedoch an der gesetzlichen Grenze durchsetzen und beharrt typi-
scherweise auch auf seinem Recht auf Freistellung.
Unsere empirische Analyse zeigt, dass in einer Mehrzahl der Betriebe Gescha¨ftsfu¨hrung
und Betriebsrat einvernehmlich zusammenarbeiten. In solchen Betrieben entfaltet die ge-
setzliche Regel der Freistellung insofern keine direkte Wirkung. Andererseits ko¨nnen wir
gleichzeitig zeigen, dass die gesetzliche Regelung sehr wohl eineWirkung entfaltet, wenn
in Betrieben schlechte Arbeitsbeziehungen zwischen Betriebsrat und Gescha¨ftsfu¨hrung
existieren – dort also wo vermutlich genau die vom Gesetzgeber intendierte Wirkung
lag. Insofern belegen die hier vorgestellten rechtstatsa¨chlichen Analysen einen innova-
tiven und sehr wichtigen Einblick in die Effektivita¨t von gesetzlichen Regulierungen der
Arbeitsbeziehungen und deren empirische Analysemo¨glichkeiten.
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Anhang
Abbildung A1 Wahrscheinlichkeit der Freistellung, vollsta¨ndigen,
und teilweisen Freistellung eines Betriebsratsmitgliedes; unbedingte,
lokal gewichtete OLS Scha¨tzung; Freistellung gemessen als (Frei-
stellung *1000)/Anzahl der Mitarbeiter
Hinweis: Betriebe mit Betriebsrat, N=257, vergleiche Fußnote 8 fu¨r eine Erkla¨rung
der Scha¨tztechnik.Quelle: eigene Berechnung auf Grundlage der IfM Betriebsrats-
befragung 2005.
Abbildung A2 Wahrscheinlichkeit der Freistellung, vollsta¨ndigen,
und teilweisen Freistellung eines Betriebsratsmitgliedes; unbedingte,
lokal gewichtete OLS Scha¨tzung; Freistellung gemessen als (Freistel-
lung)/Anzahl der Betriebsratsmitglieder
Hinweis: Betriebe mit Betriebsrat, N=257, vergleiche Fußnote 8 fu¨r eine Erkla¨rung
der Scha¨tztechnik.Quelle: eigene Berechnung auf Grundlage der IfM Betriebsrats-
befragung 2005.
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Tabelle A1 Deskriptive Statistik des Scha¨tzsamples
N = 257 Durchschnitt Stand. Abw.
Dummy: Vollsta¨ndige Freistellung 0.,253 0.,436
Dummy: Teilweise oder vollsta¨ndige Freistellung 0.,392 0.,489
Dummy: Teilweise Freistellung 0.,182 0.,387
Dummy: 200 und mehr Mitarbeiter 0.,428 0.,496
Dummy: Schlechte Beziehungen zwischen Betriebsrat und
Gescha¨ftsfu¨hrung
0.,105 0.,307
Dummy: Bescha¨ftigung sank in den letzten drei Jahren 0.,374 0.,485
Anzahl der Mitarbeiter 184.,87 118.,33
Anteil ungelernter Arbeiter 0.,170 0.,222
Anteil Mitarbeiter mit FH/ Universita¨tsabschluss 0.,174 0.,216
Anteil Facharbeiter 0.,235 0.,245
Anteil Angestellte 0.,336 0.,233
Anteil Auszubildende 0.,046 0.,055
Anteil Teilzeitbescha¨ftigte 0.,210 0.,308
Dummy: Gescha¨ftsfu¨hrer ist Eigentu¨mer 0.,370 0.,484
Dummy: Tarifvertragsbindung 0.,603 0.,490
Dummy: Einzelbetrieb 0.,436 0.,497
Alter des Betriebsrates 18.,64 16.,37
Dummy: Verarbeitendes Gewerbe 0.,350 0.,478
Dummy: Baugewerbe 0.,074 0.,262
Dummy: Handel 0.,105 0.,307
Dummy: Transport und Nachrichten 0.,066 0.,249
Dummy: Dienstleistungen fu¨r Unternehmen 0.,280 0.,450
Dummy: Dienstleistungen fu¨r Haushalte 0.,125 0.,331
Quelle: eigene Berechnungen auf Grundlage der IfM Betriebsratsbefragung 2005.
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